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Wichtige Kontakte

Gemeinde Thundorf 09724-1714
1 Bürgermeisterin • Judith Dekant 
Verw. 09735 – 89-122 • privat: 09724 – 7174
E-mail: 
Amtstunden des Bürgermeisters
Thundorf: Jeden Mittwoch 19.00 Uhr bis 20.00 Uhr
Theinfeld: Jeden 1. Mittwoch im Monat 18.00 Uhr bis   
18.45 Uhr
Rothhausen: Jeden 3. Mittwoch im Monat 18.00 Uhr bis 
18.45 Uhr
2. Bürgermeisterin Judith Dekant
Bauhof: Bauhof Thundorf 09724-9377
Schmitt Bernhard 0177-7534624
Fuchs Wolfgang 0177-7534619
Trinkwasserversorgung Thundorf: 
Christian Müller 09724 / 90 75 828
Verwaltungsgemeinschaft Maßbach 09735-89-0
E-mail: zentrale@massbach.de
Öffnungszeiten:
Mo. - Fr. von 08.00 Uhr - 12.00 Uhr und
Donnerstag von 15.00 Uhr - 17.30 Uhr
Wertstoffhof und Problemmüllsammelstelle Thundorf
jeden 1. Freitag im Monat von 12.00 Uhr - 13.00 Uhr
jeden 3. Samstag im Monat von 12.00 Uhr - 15.00 Uhr
Grüngutannahme jeden 1. Samstag im Monat 
von 10.00 Uhr - 12.00 Uhr
Erdaushubannahme nach Absprache mit der Gemeinde!
Abwasserzweckverband • Obere Lauer • (AOL) 09733-
6016
AWZ Wirmsthal
Mo. - Fr. von 8.00 Uhr - 16.30 Uhr
1.	 Sa./Monat von 9.00 Uhr - 15.30 Uhr
Post in Maßbach, Textilhaus Krug 09735-262
Kurzzeit- und Tagespflegestation
Erhard-Klement-Haus, Volkershausener Str. 17
97711 Maßbach 09735-91010
Seelsorger:
Peter Rüb, Pfarrer u. Leiter der PG, Schafgasse 5,
97711 Poppenlauer, Tel.: 09733/9996,
E-Mail: peter_rueb@web.de
Christof Bärhausen, Pastoralreferent, Am Rothberg 2,
97490 Maibach, Tel.: 09725/5425,
E-Mail: christof.baerhausen@web.de
Karolin Mohr, Großwenkheim, Tel.: 09766/1229,
E-Mail: mohr.karolin@web.de
Norbert Schmöger, Pfr.i.R., Lange Gasse 1,
97702 Seubrigshausen, Tel.: 09766/940453
Gregor Türk, Pfr.i.R., Hauptstr. 6,
97517 Rannungen, Tel.: 09738/859945

Pfarrämter:
Poppenlauer: 97711, Schafgasse 5, Tel.: 09733/9996,
Fax: 09733/780202, 
E-Mail: pfarrei.poppenlauer@bistum-wuerzburg.de
Karin Kutschenreiter, Di 15:00-18:00 Uhr, 
Mi/Do 8:0012:00 Uhr
Thundorf: 97711, Esther-von-Rosenbach-Str. 23, 
Tel.: 09724/314,
Fax: 09724/908060,
E-Mail: pfarrei.thundorf@bistum-wuerzburg.de,
Home: www.pg-thundorf.de, Magdalena Markert, 
Mi/Do 14:00-16:00 Uhr,
Fr 16:00-18:00 Uhr
Maßbach: 97711, Rannunger Str. 7, Tel.: 09735/602, 
Fax: 09735/8287860
Christof Bärhausen, Pastoralreferent, Mo 16:00-18:00 Uhr 
u. n. Vereinbg.
Kindergarten Thundorf 09724-484
Grundschule Poppenlauer 09733 / 9401
Polizei Schweinfurt 09721-202-0
Polizei Bad Kissingen 0971-7149-0
Wasserversorgung für Rothhausen und Theinfeld:
Zweckverband „Stadtlauringer Gruppe“
Frau Ziegler 09724-9104-24
Die Tel. Nr. der drei Feuerwehrkommandanten
Thundorf, Seufert Lothar 09724-1809
Rothhausen, Englert Dominik 09724-463020
Theinfeld, Rentsch Dominik 09724 9071679
Notruf 112
Feuerwehr+Rettungsleitstelle 112
Stromversorgung
EON-Bayern Kundenservice 0180-2192071
Störungsstelle - Notfall rund um die Uhr 0800-7890008
Stromstörungsnummer rund um die Uhr 0180-2192091
T-Com - Technischer Kundendienst
Störungsmeldungen 0800-3301172
Kabelfernsehen-Störungen
Fa. GEKA Hotline 01805-307733
Ärztlicher Bereitschaftsdienst
Ärztlicher Bereitschaftsdienst Bayern Tel. 116 117
Sofern Ihr behandelnder Arzt bzw. Ihr Hausarzt nicht er-
reichbar ist, vermittelt Ihnen in dringenden 
Erkrankungsfällen die Vermittlungs- u. Beratungszentrale d. 
KVB, Tel. 116 117 einen diensthabenden Arzt des hausärzt-
lichen Bereitschaftsdienstes oder einen diensthabenden 
Facharzt.
Schweinfurter Oberland www.schweinfurt-oberland.de
Hannah-Rabea Grübl info@schweinfurt-oberland.de
Tel. 09735 / 89–130
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Liebe Bürgerinnen und Bürger,

mit dem 1. Mai begann nun die neue Amtsperiode für mich als 1. Bürgermeisterin und natürlich auch für die neu ge-
wählten Gemeinderätinnen und Räte. 
Am 13. Mai trafen wir uns nun erstmals zu unserer konstituierenden Sitzung und wählten aus dem Gemeinderats-
gremium meine beiden Bürgermeisterstellvertreter.

Zum zweiten Bürgermeister wurde Jürgen Schleier – BB Theinfeld und 
zum dritten Bürgermeister Jürgen Gleißner – WG Rothhausen gewählt. 

Ich freue mich auf ein gutes Miteinander, sowie auf konstruktive Zusammenarbeit zum Wohle der Bürgerinnen und 
Bürger aller drei Gemeindeteile. 
Auch wenn meinem Wunsch nicht ganz entsprochen wurde, einen Vertreter in allen Gemeindeteilen zu haben, 
versichere ich ihnen, dass wir alle, für Vertrauen, gegenseitige Anerkennung und vor allem für respektvolle Gleich-
behandlung stehen.  

Gemeinsam können wir viel erreichen und bewirken!

Herzlichst Ihre 

Judith Dekant 

Foto: Philipp Bauernschubert
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Information aus der Sitzung des Gemeinderates Thundorf
vom 13.05.2020

Punkt 1.	 Vereidigung des Ersten Bürgermeisters gem. Art. 37 
KWBG

Der Bürgermeister ist ein kommunaler Wahlbeamter (Art. 1 KWBG). 
Gemäß Art. 27 des Gesetztes über kommunale Wahlbeamte (KWBG) 
ist ein neu gewählter Erster Bürgermeister zu Beginn der ersten Sit-
zung zu vereidigen.
Die Eidesleistung oder das Gelöbnis entfällt, wenn der Beamte oder 
die Beamtin im Anschluss an eine Amtszeit wieder in ein Amt bei dem-
selben Dienstherrn gewählt wird, wobei auch eine Amtszeit als weiterer 
Bürgermeister genügt (Art. 27 Abs. 4 KWBG).
Da Frau Judith Dekant in der zurückliegenden Wahlzeit bereits zweite 
Bürgermeisterin war und nunmehr zur Ersten Bürgermeisterin gewählt 
wurde, entfällt somit an dieser Stelle die Eidesleistung. 

Punkt 2.	 Vereidigung der neu gewählten Mitglieder des Gemein-
derates gem. Art. 31 Abs. 4 GO

Gemäß Art. 31 Abs. 4 GO sind alle gewählten Gemeinderatsmitglieder 
in der ersten nach ihrer Berufung stattfindenden Sitzung in feierlicher 
Form zu vereidigen. 
Den Eid nimmt der Erste Bürgermeister ab (Art. 31 Abs. 4 Satz 5 GO).
Die Eidesleistung entfällt jedoch bei Gemeinderatsmitgliedern, die im 
Anschluss an ihre Amtszeit wiedergewählt wurden (Art. 31 Abs. 4 Satz 
6 GO).
Die Eidesformel ist im Gesetz vorgegeben und lautet wie folgt:
„Ich schwöre Treue dem Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutsch-
land und der Verfassung des Freistaates Bayern. Ich schwöre, den 
Gesetzen gehorsam zu sein und meine Amtspflichten gewissenhaft zu 
erfüllen. Ich schwöre, die Rechte der Selbstverwaltung zu wahren und 
ihren Pflichten nachzukommen, so wahr mir Gott helfe.“ 
Der Eid kann auch ohne die Worte „so wahr mir Gott helfe“ (Art. 31 Abs. 
4 Satz 3 GO) geleistet werden.
Erklärt ein Gemeinderatsmitglied, dass es aus Glaubens- oder Gewis-
sensgründen keinen Eid leisten könne, so kann es anstelle der Worte 
„ich schwöre“ die Worte „ich gelobe“ sprechen oder das Gelöbnis mit 
einer dem Bekenntnis seiner Religionsgemeinschaft oder der Überzeu-
gung seiner Weltanschauungsgemeinschaft entsprechenden, gleich-
wertigen Beteuerungsformel einleiten (Art. 31 Abs. 4 Satz 4 GO).
Die Verweigerung der Eidesleistung führt zum Verlust des Amtes (Art. 
48 Abs. 1 Nr. 2 GLKrWG) und bedarf der förmlichen und verbindlichen 
Feststellung durch den Gemeinderat (Art. 48 Abs. 3 Satz 2 GLKrWG). 
In diesem Fall rückt ein Listennachfolger nach, den der Erste Bürger-
meister zu verständigen hat (Art. 48 Abs. 1 Satz 2, in entsprechender 
Anwendung Art. 47, vgl. auch Art. 37 GLKrWG). 

Bürgermeisterin Dekant ruft nun die neuen Mitglieder des Gemeinde-
rates in alphabetischer Reihenfolge namentlich auf und bittet sie, vor-
zutreten:
Alsdorf, Melanie
Beck, Jennifer
Büchner, Dieter
Düker, Bernhard
Geiling, Alexander
Heller, Jochen
Mauer, Volker
Schleier, Jürgen
Sie bittet die Gemeinderatsmitglieder zur Vereidigung die rechte Hand 

zu heben und die vorstehende Eidesformel nachzusprechen.
Dazu bittet sie alle Anwesenden, sich von ihren Plätzen zu erheben. 

Punkt 3.	 Beschluss über die Art und Zahl der weiteren Bürger-
meister gem. Art. 35 Abs. 1 Satz 1 GO 

Nach Art. 35 Abs. 1 GO hat der Gemeinderat aus seiner Mitte für die 
Dauer seiner Wahlzeit einen oder zwei weitere Bürgermeister zu wäh-
len. 
Das bedeutet, dass der Gemeinderat einen zweiten Bürgermeister 
wählen muss und noch einen weiteren (= dritten) Bürgermeister wäh-
len kann.
Bürgermeisterin Dekant lässt darauf hin darüber abstimmen, ob ein 
dritter Bürgermeister gewählt werden soll. 
Die Abstimmung hat folgendes Ergebnis, dass ein dritter Bürgermeister 
gewählt werden soll.
Sodann stellt die Erste Bürgermeisterin fest, dass der weitere Bürger-
meister/die weiteren Bürgermeister gem. Art. 35 Abs. 1 Satz 2 GO eh-
renamtlich (Ehrenbeamte) tätig ist/sind. 
Die Erste Bürgermeisterin erläutert nun, dass die Wahl in geheimer 
Abstimmung mit Stimmzettel zu erfolgen hat. Sie erläutert weiter, dass 
Vorschläge gemacht werden können, dass dies jedoch keine verbind-
lichen Wahlvorschläge sind (auch nicht bei fraktionsinterner Festle-
gung), weil alle Mitglieder des Gemeinderates gewählt werden können. 
Ferner schlägt die Erste Bürgermeisterin vor, zu ihrer Unterstützung 
bei der Durchführung der Wahl einen „Wahlausschuss“ zu bilden, dem 
folgende Gemeinderatsmitglieder angehören sollen:

Nr.	 Name, Vorname
1	 Dekant, Judith
2	 Mauer, Frank

Der Gemeinderat erhebt dagegen keine Einwendungen. 

Beschluss:
Der Gemeinderat beschließt für die Wahlperiode 2020 – 2026 einen 
dritten Bürgermeister zu wählen. 

Dafür:		  13
Dagegen:	 0

Punkt 4.	 Wahl des zweiten Bürgermeisters

Zum 2. Bürgermeister sind alle Gemeinderatsmitglieder wählbar, die 
auch die Voraussetzungen für die Wahl zum Ersten Bürgermeister (Art. 
35 abs. 2 Satz 1 GO) erfüllen, die also
-	 das 18. Lebensjahr vollendet haben

-	 die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen (Art. 39 Abs. 1 
Nrn. 1 und 2 GLKrWG)

Beachte hierzu:
Auf das Höchstalter von 67 Jahren (Art. 39 Abs. 2 Satz 3 GLKrWG) 
kommt es nur an, wenn der weitere Bürgermeister selbst (also nicht der 
Erste Bürgermeister der Gemeinde) hauptamtlich tätig wird.
Nach Art. 35 Abs. 2 i.V. mit Art. 51 Abs. 3 GO ist gewählt, wer mehr als 
die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhält. Nein-Stimmen 
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und leere Stimmzettel sind ungültig. Ist mindestens die Hälfte der ab-
gegebenen Stimmen ungültig, ist die Wahl zu wiederholen.
Ist die Mehrheit der abgegebenen Stimmen gültig und erhält keiner der 
Bewerber mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen, so 
tritt Stichwahl unter den beiden Bewerbern mit den höchsten Stimmen-
zahlen ein.
Bei Stimmengleichheit der Stichwahl entscheidet das Los.
Gemeinderätin Sigrid Hotaling schlägt Jürgen Schleier vor. Jürgen 
Gleißner schlägt sich selbst vor und stellt sich als zweiten Bürgermeis-
ter zur Verfügung.
In diesem Zusammenhang wird von Bürgermeisterin Dekant nochmals 
zur Klarstellung ausgeführt, dass dies allerdings keine verbindlichen 
Wahlvorschläge sind. 
Die Erste Bürgermeisterin lässt die Stimmzettel austeilen und fordert 
dazu auf, einzeln den Stimmzettel in den Wahlkabinen auszufüllen und 
ihn zweifach gefaltet in die Wahlurne zu werfen. Die Stimmenabgabe 
wird in einem Verzeichnis vermerkt. 
Von den anwesenden 
13	 Mitgliedern des Gemeinderates (einschließlich der Ersten 
Bürgermeisterin) haben
13	 den Stimmzettel abgegeben. Die Zahl der abgegebenen 
Stimmzettel stimmt mit der Zahl der Abstimmungsvermerke überein.
Die Stimmzettel werden nun geöffnet und auf ihre Gültigkeit überprüft. 
Es wird festgestellt, dass kein Stimmzettel ungültig ist. 
Die Stimmzettel werden nun verlesen. Es entfielen auf 

Name, Vorname	 Stimmen
Schleier, Jürgen	 10
Gleißner, Jürgen	 2
	

Punkt 5.	 Wahl des dritten Bürgermeisters

Es gelten die gleichen Grundsätze wie bei der Wahl zum zweiten Bür-
germeister. Auf die dazu gemachten Ausführungen wird in diesem Zu-
sammenhang nochmals ausdrücklich hingewiesen.
Nach Art. 35 Abs. 2 i.V. mit Art. 51 Abs. 3 GO ist gewählt, wer mehr 
als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhält. Nein-Stimmen 
und leere Stimmzettel sind ungültig. Ist mindestens die Hälfte der ab-
gegebenen Stimmen ungültig, ist die Wahl zu wiederholen.
Ist die Mehrheit der abgegebenen Stimmen gültig und erhält keiner der 
Bewerber mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen, so 
tritt Stichwahl unter den beiden Bewerbern mit den höchsten Stimmen-
zahlen ein.
Bei Stimmengleichheit der Stichwahl entscheidet das Los.
Gemeinderätin Sigrid Hotaling schlägt Dieter Büchner vor.  
In diesem Zusammenhang wird von Bürgermeisterin Dekant nochmals 
zur Klarstellung ausgeführt, dass dies allerdings keine verbindlichen 
Wahlvorschläge sind. 
Die Erste Bürgermeisterin lässt die Stimmzettel austeilen und fordert 
dazu auf, einzeln den Stimmzettel in den Wahlkabinen auszufüllen und 
ihn zweifach gefaltet in die Wahlurne zu werfen. Die Stimmenabgabe 
wird in einem Verzeichnis vermerkt. 
Von den anwesenden 
13	 Mitgliedern des Gemeinderates (einschließlich der Ersten 
Bürgermeisterin) haben
13	 den Stimmzettel abgegeben. Die Zahl der abgegebenen 
Stimmzettel stimmt mit der Zahl der Abstimmungsvermerke überein.
Die Stimmzettel werden nun geöffnet und auf ihre Gültigkeit überprüft. 
Es wird festgestellt, dass kein Stimmzettel ungültig ist. 
Die Stimmzettel werden nun verlesen. Es entfielen auf 

Name, Vorname	 Stimmen
Büchner, Dieter	 6
Gleißner, Jürgen	 5
Hotaling, Siegrid	 1
Beck, Jennifer	 1

Da keiner der Kandidaten die erforderliche Mehrheit von 7 Stimmen 
erhalten hat, wird die Wahl wiederholt. 

Die Erste Bürgermeisterin lässt die Stimmzettel austeilen und fordert 
dazu auf, einzeln den Stimmzettel in den Wahlkabinen auszufüllen und 
ihn zweifach gefaltet in die Wahlurne zu werfen. Die Stimmenabgabe 
wird in einem Verzeichnis vermerkt. 
Von den anwesenden 
13	 Mitgliedern des Gemeinderates (einschließlich der Ersten 
Bürgermeisterin) haben
13	 den Stimmzettel abgegeben. Die Zahl der abgegebenen 
Stimmzettel stimmt mit der Zahl der Abstimmungsvermerke überein.
Die Stimmzettel werden nun geöffnet und auf ihre Gültigkeit überprüft. 
Es wird festgestellt, dass kein Stimmzettel ungültig ist. 
Die Stimmzettel werden nun verlesen. Es entfielen auf 

Name, Vorname	 Stimmen
Gleißner, Jürgen	 7
Büchner, Dieter	 6

Die Erste Bürgermeisterin verkündet nun das Wahlergebnis und stellt 
fest, dass Gemeinderatsmitglied Jürgen Gleißner die Mehrheit der ab-
gegebenen gültigen Stimmen erhalten hat und damit zum dritten Bür-
germeister gewählt ist. 
Sie fragt den Gewählten, ob er die Wahl annimmt. Der Gewählte nimmt 
die Wahl an.

Punkt 6.	 Vereidigung des/der weiteren Bürgermeister(s)

Die weiteren Bürgermeister sind im Anschluss an ihre Wahl nach den 
Bestimmungen des Gesetzes über kommunale Wahlbeamten (KWBG) 
nochmals zu vereidigen (Art. 27 KWBG). Die bisherige Vereidigung als 
Gemeinderatsmitglied ist dafür allein nicht ausreichend. 
Den Diensteid nimmt der Erste Bürgermeister ab.
Die Eidesformel ist im Gesetz vorgegeben und lautet wie folgt:

„Ich schwöre Treue dem Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutsch-
land und der Verfassung des Freistaates Bayern, Gehorsam den Ge-
setzen und gewissenhafte Erfüllung meiner Amtspflichten, so wahr mir 
Gott helfe.“

Der Eid kann auch ohne die Worte „so wahr mir Gott helfe“ (Art. 37 Abs. 
2 Satz 1 KWBG) geleistet werden.
Erklärt ein Beamter, dass er aus Glaubens- oder Gewissensgründen 
keinen Eid leisten könne, so hat er anstelle der Worte „ich schwöre“ die 
Worte „ich gelobe“ zu sprechen oder das Gelöbnis mit einer dem Be-
kenntnis seiner Religionsgemeinschaft oder der Überzeugung seiner 
Weltanschauungsgemeinschaft entsprechenden, gleichwertigen Be-
teuerungsformel einzuleiten. 
Die Eidesleistung entfällt allerdings, wenn der zweite bzw. dritte Bürger-
meister im Anschluss an seiner vorherigen Amtszeit wieder unmittelbar 
in dieses Amt gewählt wurde (Art. 37 Abs. 4 KWBG).
Bürgermeisterin Dekant ruft nun die gewählten weiteren Bürgermeister 
Jürgen Schleier und Jürgen Gleißner auf und bittet sie, vorzutreten.
Sie bittet sie zur Vereidigung die rechte Hand zu heben und die vor-
stehende Eidesformel nachzusprechen. 
Dazu bittet sie alle Anwesenden, sich von ihren Plätzen zu erheben. 
Im Anschluss daran wird die Vereidigung der weiteren Bürgermeister 
durch die Erste Bürgermeisterin gem. Art. 27 KWBG vorgenommen.

Punkt 7.	 Festlegung der weiteren Stellvertreter gemäß Art. 39 Abs. 1 
Satz 2 GO

Art. 35 GO lässt über zwei weitere Stellvertreter des Ersten Bürger-
meisters hinaus keine weiteren Bürgermeister (z.B. „Vierter“, „Fünfter“ 
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Bürgermeister) zu. 
Der Gemeinderat kann aber – und ist gut beraten, wenn er davon Ge-
brauch macht, um eine dauerhafte Handlungsunfähigkeit zu vermeiden 
– weitere Stellvertreter aus der Mitte der ehrenamtlichen Gemeinde-
ratsmitglieder bestellen. (Art. 39 Abs. 1 Satz 2 GO). 
Die Bestellung erfolgt durch einfachen Beschluss (Art. 51 Abs. 1 GO).
Sie verfolgt allein den Zweck, dass bei einer gleichzeitigen Verhinde-
rung aller Bürgermeister die Geschäfte der Gemeinde weitergeführt 
werden können. Im Falle der Verhinderung aller Bürgermeister über-
nehmen kraft Gesetzes jeweils weitere Stellvertreter die Amtsgeschäf-
te. 
Die weiteren Stellvertreter sind - anders als die weiteren Bürgermeister 
– keine kommunalen Wahlbeamten nach Art. 1 KWBG. Demnach be-
kommen sie nur eine Entschädigung aufgrund Art. 20 a GO, nicht nach 
Art. 53 KWBG.
In § 15 Abs. 2 der bisherigen Geschäftsordnung war bisher für den Fall 
gleichzeitiger Verhinderung des ersten und zweiten Bürgermeisters be-
stimmt, dass die weitere Stellvertretung von Mitgliedern des Gemeinde-
rates in der Reihenfolge des Lebensalters erfolgt. 
In der Praxis hat sich diese Regelung bewährt. Es wird deshalb vor-
geschlagen, an dieser Regelung festzuhalten. 

Beschluss:
Der Gemeinderat beschließt für den Fall der gleichzeitigen Verhin-
derung aller weiteren Bürgermeister, die Mitglieder des Gemeinde-
rates in der Reihenfolge ihres Lebensalters als weitere Stellver-
treter im Sinne des Art. 39 Abs. 1 Satz 2 GO zu bestimmen und im 
Bedarfsfalle mit der 
Übernahme der Amtsgeschäfte zu beauftragen.

Dafür:		  12
Dagegen:	 1

Punkt 8.	 Beratung und Beschlussfassung über die Beibehaltung 
bzw. über den Neuerlass einer Satzung zur Regelung von Fragen 
des örtlichen Gemeindeverfassungsrechtes

Gemäß Art. 20 a der Gemeindeordnung (GO) haben ehrenamtlich 
tätige Gemeinderatsmitglieder Anspruch auf eine angemessene Ent-
schädigung und auf Verdienstausfallersatz. Darunter fällt u.a. auch der 
Erhalt einer Ersatzleistung für die Teilnahme an Sitzungen, Bespre-
chungen oder anderen Veranstaltungen, Reisekosten etc.
Die Satzung wurde letztmalig in der Konstituierenden Sitzung am 
09.05.2014 dem Gemeinderat zur Überarbeitung vorgelegt. Es wur-
de beschlossen, an der Satzung vom 25.07.2002 im vollen Umfange 
festzuhalten. Diese Version wurde durch die Verwaltung neu gefasst. 
Änderungen wurden keine vorgenommen. Die neugefasste Version in-
klusive Übernahme der Höhe des Sitzungsgeldes sowie der Entschä-
digungen wird dem Gemeinderat mit der Sitzungseinladung zugeleitet. 
Über die Höhe des Sitzungsgeldes sowie der Entschädigungen kann in 
der Sitzung beraten werden.

Beschluss:
Der Gemeinderat beschließt, die dieser Niederschrift als Anlage 
dauerhaft beigefügte Satzung zur Regelung von Fragen des örtli-
chen Gemeindeverfassungsrechtes der Gemeinde Thundorf in der 
Fassung vom 14.05.2020 zu erlassen. 

Dafür:		  13
Dagegen:	 0

Punkt 9.	 Übergangsweise Anwendung der bisherigen Geschäfts-
ordnung des Gemeinderates mit Beschlussfassung hierzu

Gemäß Art. 45 Abs. 1 GO muss sich der Gemeinderat zur Regelung 

des gemeindlichen Geschäftsganges eine Geschäftsordnung geben; 
die alte Geschäftsordnung tritt kraft Gesetzes mit Ablauf der Wahlpe-
riode außer Kraft.
Dieser gesetzlichen Verpflichtung sollte zunächst durch die übergangs-
weise Anwendung der bisherigen Geschäftsordnung des alten Gemein-
derates Rechnung getragen werden.
Neben den Bestimmungen der GO ist die Geschäftsordnung die ent-
scheidende Grundlage für das Handeln der gemeindlichen Organe. 
Die Geschäftsordnung gibt jeder Gemeinde die Möglichkeit, die durch 
das Selbstverwaltungsrecht garantierte Organisationshoheit mit Leben 
zu füllen. 
Nachdem die Geschäftsordnung das Fundament für das Zusammen-
spielen der gemeindlichen Organe ist, so z.B. für die Aufgabenver-
teilungen zwischen Bürgermeister, Gemeinderat und Ausschüssen, 
darüber hinaus wesentliche Grundlagen für den Geschäftsgang (Sit-
zungsladung, Ablauf der Sitzung, Antragsrecht der Mitglieder) enthält, 
sollte der Erlass der Geschäftsordnung nicht übereilt stattfinden. 
Der Bayerische Gemeindetag hat dazu in der Märzausgabe 2020 sei-
ner Verbandszeitschrift und auch online neue Geschäftsordnungsmus-
ter für kleinere und größere Gemeinden und Städte veröffentlicht, die 
mit dem Staatsministerium des Innern abgestimmt sind und alle ein-
schlägigen Gesetzesänderungen sowie die neue Rechtsprechung be-
rücksichtigen. Die Geschäftsordnungsmuster müssen jedoch zunächst 
auf die jeweiligen Gemeinden angepasst werden, was noch einiges an 
Zeit und Abstimmung erfordern wird.
Es wird deshalb zunächst vorgeschlagen, vorläufig, bis zum Erlass 
einer neuen Geschäftsordnung die Regelungen der alten Geschäfts-
ordnung zu übernehmen. 
Die aktuelle Geschäftsordnung ist unter nachstehendem Link für jeder-
mann frei zugänglich:
https://www.thundorf.de/rathaus/ortsrecht/index.html

Beschluss:
Der Gemeinderat beschließt, dass bis zum Erlass einer neuen Ge-
schäftsordnung für den Gemeinderat die Bestimmungen der bis-
herigen Geschäftsordnung weiter gelten, soweit sie nicht durch 
Beschlüsse dieser Gemeinderatssitzung geändert werden. 

Dafür:		  13
Dagegen:	 0

Punkt 10.	Bestellung der Mitglieder und Vertreter in den Rech-
nungsprüfungsausschuss gem. Art. 33 GO

Bei der Besetzung von Ausschüssen ist dem Stärkeverhältnis der im 
Gemeinderat vertretenen Parteien und Wählergruppen Rechnung zu 
tragen (Art. 33 Abs. 1 Satz 2 GO). Die Erste Bürgermeisterin ist bei 
der Berechnung des Stärkeverhältnisses nach Art. 33 Abs. 1 GO nicht 
mitzurechnen. 
Die Bestellung anderer als der von den Parteien oder Wählergruppen 
vorgeschlagenen Personen ist nicht zulässig. Dabei kann allerdings 
eine Wählergruppe für einen ihr zustehenden Ausschusssitz auch eine 
Person benennen, die ihrer Partei oder Wählergruppe nicht angehört. 
Gemeinderatsmitglieder können sich zur Entsendung gemeinsamer 
Vertreter in die Ausschüsse zusammenschließen.
Jedoch ist dabei zu beachten, dass sich nur solche kleineren Grup-
pen zusammenschließen dürfen, die für sich allein keine Vertretung in 
einem Ausschuss erreichen würden. 
Den Vorsitz im Rechnungsprüfungsausschuss führt allerdings dabei 
abweichend von der Grundsatzregelung des Art. 33 Abs. 2 GO nicht 
der Bürgermeister, sondern ein vom Gemeinderat bestimmtes Aus-
schussmitglied (Art. 103 Abs. 2 GO).
Gem. der beschlossenen Satzung zur Regelung von Fragen des ört-
lichen Gemeindeverfassungsrechtes besteht der Rechnungsprüfungs-
ausschuss aus dem/der Vorsitzenden und drei weiteren Mitgliedern 
des Gemeinderates. Die Erste Bürgermeisterin hat keinen Anspruch 
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auf den Vorsitz im Ausschuss. 
Die Erste Bürgermeisterin ist bei der Berechnung des Stärkeverhält-
nisses nach Art. 33 Abs. 1 GO nicht mitzurechnen.
Bei der Ausschussberechnung nach Hare / Niemeyer entsprechend 
der Geschäftsordnung des Gemeinderates entfallen auf die einzelnen 
Wahlvorschläge folgende Ausschusssitze, wobei bei gleicher Teilungs-
zahl der Rückgriff auf die Zahl der bei der Gemeinderatswahl diese 
Partei oder Wählergruppe abgegebene Stimmen erfolgt ist.
	 Sitze GR	 Sitze 
Gesamt	 Sitze gesamt		  Teilung	 Stimmen 	Sitze
WGR	 5	 4	 12		  1,6667	 6275	
2
BB Theinfeld	 3	 4	 12		  1	
3898	 1
WG Thundorf	 4	 4	 12		  1,3333	
6036	 1

Beschluss:
Der Gemeinderat beschließt unter Berücksichtigung des Stärke-
verhältnisses der Parteien und Gruppen im Gemeinderat, auf Vor-
schlag der einzelnen Wählergruppen den Rechnungsprüfungs-
ausschuss wie folgt zu besetzen:

Nr.	 Mitglieder	Partei	 Stellvertreter:	 Partei
1	 Düker, Bernhard	 WGR	 Beck, Jennifer	 WGR
2	 Gleißner, Jürgen	 WGR	 Mauer, Volker	 WGR
3	 Schleier, Jürgen	 BBT	 Geier, Matthias	 BBT
4	 Büchner, Dieter	 WGT	 Hotaling, Sigrid	 WGT

Zum Ausschussvorsitzenden wird bestimmt:
a)	 Ausschussvorsitzender:	 Düker, Bernharf (WGR)

b)	 Stellvertreter:			   Gleißner, Jürgen 
(WGR)

Dafür:		  13
Dagegen:	 0

Punkt 11.	Entsendung der beiden weiteren Mitglieder in die Ge-
meinschaftsversammlung der Verwaltungsgemeinschaft Maß-
bach sowie Bestellung der Stellvertreter

Die Gemeinschaftsversammlung besteht aus den Vertretern der Mit-
gliedsgemeinden. Jede Mitgliedsgemeinde entsendet ihren Ersten Bür-
germeister und mindestens ein Gemeinderatsmitglied. Für jedes volle 
Tausend ihrer Einwohner erhöht sich die Zahl der Vertreter der Mit-
gliedsgemeinden um ein weiters Gemeinderatsmitglied (vgl. Art. 6 Abs. 
2 Sätze 1 u. 2 Verwaltungsgemeinschaftsordnung)
Die Zusammensetzung der Gemeinschaftsversammlung ist wie folgt:
Gemeinde	 Ein-wohner	 Erster Bürgermeister	
ein GR-Mitglied	 zus. je volle 1.000 Einwohner	 Gesamt
Markt Maßbach	 4.350	 1	 1	 4	 6
Gemeinde Rannungen	 1.114	 1	 1	 1	
3
Gemeinde Thundorf	1.016	 1	 1	 1	 3
(Einwohnerzahlen Stand, 30.06.2019) 
Nachdem die Erste Bürgermeisterin der Gemeinschaftsversammlung 
kraft Gesetzes angehört, (sog. „geborenes Mitglied“), sind vom Ge-
meinderat demnach noch zwei weitere Mitglieder durch Beschluss 
nach Art. 51 Abs. 1 GO zu berufen (sog. „gekorene Mitglieder“); es 
findet eine offene Abstimmung statt. Außerdem sind die jeweiligen Ver-
treter zu bestellen. 
Für die Bestellung der weiteren Vertreter der Gemeinde sind die 
Vorschriften über die Entsendung von Gemeinderatsmitgliedern in 

Ausschüsse des Gemeinderates in Art. 33 Abs. 1 Sätze 2 – 5 GO 
entsprechend anzuwenden (vgl. Art. 6 Abs. 2 Satz 5 Verwaltungsge-
meinschaftsordnung). Damit ist klargestellt, dass der Gemeinderat bei 
der Entsendung von Mitgliedern in die Gemeinschaftsversammlung 
das Stärkeverhältnis seiner Fraktionen und Gruppen berücksichtigen 
muss (Art. 33 Abs. 1 Satz 2 GO).
Der Gemeinderat ist dabei bei der Auswahl der Personen im Rahmen 
des Stärkeverhältnisses der Fraktionen oder Gruppen an deren Vor-
schläge gebunden. Es ist zulässig, dass sich Gemeinderatsmitglieder 
zur Entsendung gemeinsamer Vertreter in die Gemeinschaftsversamm-
lung zusammenschließen. 
Jedoch ist dabei zu beachten, dass sich nur solche kleineren Grup-
pen zusammenschließen dürfen, die für sich allein keine Vertretung in 
einem Ausschuss erreichen würden.
Bei der Ausschussberechnung nach Hare / Niemeyer entsprechend 
der Geschäftsordnung des Gemeinderates entfallen auf die einzelnen 
Wahlvorschläge folgende Ausschusssitze, wobei bei gleicher Teilungs-
zahl der Rückgriff auf die Zahl der bei der Gemeinderatswahl diese 
Partei oder Wählergruppe abgegebenen Stimmen erfolgt ist.

	 Sitze GR	 Sitze Gesamt	 Sitze gesamt		
Teilung	 Stimmen 	Sitze
WGR	 5	 3	 12		  1,25	 6275	
1
BB Theinfeld	 3	 3	 12		  0,75	
3898	 1
WG Thundorf	 4	 3	 12		  1	
6036	 1

Beschluss:
Der Gemeinderat beschließt unter Berücksichtigung des Stärke-
verhältnisses der Parteien und Gruppen im Gemeinderat entspre-
chend den Vorschlägen der einzelnen Parteien und Wählergruppen 
folgende Mitglieder bzw. Stellvertreter in die Gemeinschaftsver-
sammlung der Verwaltungsgemeinschaft Maßbach in der Sit-
zungsperiode 2020 / 2026 zu entsenden.

Nr.	 Mitglieder	Partei	 Stellvertreter:	 Partei
1	 1. Bürgermeisterin 
Judith Dekant 
(sog. geborenes Mitglied)	 WGR	 2. Bürgermeister 
Jürgen Schleier 
(kraft Gesetzes gem. Art. 6 Abs. 2 Satz 3 VGemO)	BBT
2	 Hotaling, Sigrid	 WGT	 Geiling, Alexander	 WGT
3	 Heller, Jochen	 BBT	 Geier, Matthias	 BBT

Dafür:		  13
Dagegen:	 0

Punkt 12.	Bestellung der beiden weiteren Verbandsräte sowie de-
ren Stellvertreter für die Verbandsversammlung des Abwasser-
zweckverbandes Obere Lauer

Die Gemeinde Thundorf wird im Zweckverband „Obere Lauer“ durch 
die Erste Bürgermeisterin kraft Amtes vertreten (sog. „geborenes Mit-
glied“). Durch die Verbandssatzung vom 11.12.2007 wurde die Ge-
samt-Anzahl der Verbandsmitglieder ab 01.05.2008 auf max. 13 Ver-
bandsräte festgelegt. 
Aufstellung Verbandsmitglieder mit der Zahl der zustehenden Ver-
bandsräte:
Markt Maßbach			   3	
Stadt Münnerstadt			   2
Markt Stadtlauringen		  3	
Gemeinde Sulzfeld			   1
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Gemeinde Thundorf			  2
Gemeinde Üchtelhausen		  2
Gem. § 7 Abs. 1 der Verbandssatzung sind demnach vom Gemeinderat 
für die Gemeinde 
e i n weiterer Verbandsrat samt Stellvertreter zu bestellen.
Während die Verbandsräte kraft Amtes (Erster Bürgermeister) im Falle 
ihrer Verhinderung grundsätzlich durch die gesetzlichen Vertreter (wei-
tere Bürgermeister) vertreten werden (Ausnahme nur mit deren Zustim-
mung möglich, vgl., Art. 31 Abs 3 Satz 1 – 2. Halbsatz KommZG), sind 
für die sonstigen Verbandsräte jeweils eigene Stellvertreter zu bestel-
len. Zu beachten ist dabei, dass sich Verbandsräte nicht untereinander 
vertreten können (Art. 31 Abs. 3 KommZG).
Die sog. gekorenen Verbandsräte bedürfen keiner besonderen Quali-
fikation. Sie müssen insbesondere nicht Mitglied des Gemeinderates 
sein. Die Bestellung erfolgt durch Beschluss, eine Wahl ist nicht er-
forderlich. Außerdem besteht keine Verpflichtung zur Anwendung 
einer Proporzregel nach Art. 33 GO für die Bestellung von Verbands-
räten.	
Aus der Mitte des Gemeinderates werden zu Wahl als weiteres Mit-
glied Frau Sigrid Hotaling und Frau Melanie Alsdorf als Vertreterin vor-
geschlagen.

Beschluss:
Der Gemeinderat beschließt, folgenden weiteren Verbandsrat bzw. 
dessen Stellvertreter für die Verbandsversammlung des Zweck-
verbandes zur Abwasserbeseitigung „Obere Lauer“ für die Wahl-
periode 2020 / 2026 zu bestellen.   

Mitglieder:	 Stellvertreter:
Erste Bürgermeisterin 
Judith Dekant (kraft Amtes)	 Zweiter Bürgermeister
Jürgen Schleier

Sigrid Hotaling	 Melanie Alsdorf

Dafür:		  13
Dagegen:	 0

Punkt 13.	Bestellung des weiteren Mitgliedes sowie der Stellvertre-
ter für die Verbandsversammlung des Zweckverbandes zur Was-
serversorgung "Stadtlauringer Gruppe" zu bestellen.

Wie bei der Entsendung eines Verbandsrates und dessen Stellvertre-
ters für den AZV muss auch für den Zweckverband zur Wasserversor-
gung Stadtlauringer Gruppe ein weiteres Mitglied bzw. dessen Stellver-
treter bestellt werden. 
Aus der Mitte des Gemeinderates werden zu Wahl als weiteres Mitglied 
Volker Mauer und Matthias Geier als dessen Vertreter vorgeschlagen.

Alternativ ist eine Wahl nicht erforderlich sofern sich der Gemeinderat 
über das weitere Mitglied und dessen Stellvertreter einig ist.

Beschluss:
Der Gemeinderat beschließt, für die Dauer der Legislaturperiode 
2020 / 2026 folgenden weiteren Verbandsrat bzw. dessen Stell-
vertreter für die Verbandsversammlung des Zweckverbandes zur 
Wasserversorgung „Stadtlauringer Gruppe“ zu bestellen.   

Mitglieder:	 Stellvertreter:
 Erste Bürgermeisterin 
 Judith Dekant (kraft Amtes)	  Zweiter Bürgermeister
 Jürgen Schleier
 Volker Mauer	  Matthias Geier

Dafür:		  13
Dagegen:	 0

Punkt 14.	Bestellung von gemeindlichen Jugendbeauftragten

Die Bestellung von Jugendbeauftragten geschieht im Rahmen der Auf-
gaben nach Art. 30 des Gesetzes zur Ausführung der Sozialgesetze 
(AGSG). Danach sollen die kreisangehörigen Gemeinden im eigenen 
Wirkungskreis und in den Grenzen ihrer Leistungsfähigkeit dafür sor-
gen, dass in ihrem örtlichen Bereich die erforderlichen Einrichtungen, 
Dienste und Veranstaltungen der Jugendarbeit rechtzeitig und ausrei-
chend zur Verfügung stehen. Die Gemeinden werden damit, zusätz-
lich zu den Bestimmungen der Bayerischen Gemeindeordnung (Art. 57 
GO), in das System der Kinder– und Jugendhilfe mit einbezogen.
Alle Jugendbeauftragten der Kommunen werden nach Beginn der neu-
en Sitzungsperiode durch die Kommunale Jugendarbeit des Landrats-
amtes in ihre Aufgaben eingeführt, mit Arbeitsmaterialien ausgestattet 
und in ihrer Tätigkeit begleitet und beraten. 
Die Tätigkeit der gemeindlichen Jugendbeauftragten wurde bisher von 
folgenden Gemeinderatsmitgliedern ausgeübt:
Gemeindeteil Rothhausen:		  Markus Röß
Gemeindeteil Thundorf:		  Frank Pfennig
Gemeindeteil Theinfeld:		  Daniel Schäfner

Beschluss:
Der Gemeinderat beschließt, für die Legislaturperiode 2020 / 2026 
folgende Gemeinderatsmitglieder zum gemeindlichen Jugendbe-
auftragten der Gemeinde Thundorf zu bestellen.

Gemeindeteil Rothhausen:		  Jennifer Beck
Gemeindeteil Thundorf:		  Dieter Büchner
Gemeindeteil Theinfeld:		  Jochen Heller

Dafür:		  13
Dagegen:	 0

Punkt 15.	Entsendung eines Vertreters in die Vorstandschaft des 
St. Michaels-Vereines

Der Gemeinderat hatte in der Konstituierenden Sitzung 2014 den Ers-
ten Bürgermeister als gemeindlichen Vertreter in die Vorstandschaft 
des St. Michaels-Vereines bestellt. Als dessen Stellvertreter wurde die 
zweite Bürgermeisterin bestellt.

Beschluss:
Der Gemeinderat beschließt, für die neue Legislaturperiode 2020 
/ 2026 die Erste Bürgermeisterin Judith Dekant als gemeindliche 
Vertreterin in die Vorstandschaft des St. Michaels Vereines zu be-
stellen.
Als Stellvertreter wird Gemeinderätin Sigrid Hotaling bestellt. 

Dafür:		  13
Dagegen:	 0

Punkt 16.	Dienst bei der örtlichen Fronleichnamsprozession

Der Gemeinderat beauftragt der bisherigen Gepflogenheit und Tradition 
gemäß folgende Angehörige des Gemeinderates mit dem Prozessions-
dienst:

1. Bürgermeisterin Judith Dekant
2. Bürgermeister Jürgen Schleier
Matthias Geier
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Sigrid Hotaling
Volker Mauer
Dieter Büchner
Jochen Heller
Melanie Alsdorf

Punkt 17.	Festlegung der Entschädigung für die Erste Bürgermeis-
terin der Gemeinde Thundorf gem. Art. 53 KWBG

Erste Bürgermeisterin Judith Dekant ist wegen persönlicher Beteiligung 
gem. Art. 49 GO von der Beratung und Abstimmung über ihre Entschä-
digung ausgeschlossen. Der Vortrag hierzu wird vom zweiten Bürger-
meister Jürgen Schleier übernommen.

Ehrenamtliche erste Bürgermeister haben einen Rechtsanspruch auf 
Entschädigung. Auf diese Entschädigung kann weder ganz noch teil-
weise verzichtet werden.

Die Entschädigung muss sich innerhalb der in der Anlage 3 zum Ge-
setz über Kommunale Wahlbeamte (KWBG) festgelegten Rahmensät-
ze bewegen und muss angemessen festgesetzt werden. Kriterien für 
die Festsetzung der Entschädigung sind zum einen die Einwohnerzahl, 
zum anderen Inhalt und Schwierigkeitsgrad der Verwaltungsaufgaben.
Da sich die erste Bürgermeisterin der Gemeinde Thundorf für ihre 
Amtsausübung und die Vorbereitung der Sitzungen des gesamten 
Fachpersonals der Verwaltungsgemeinschaft Maßbach bedienen 
kann und in der Regel auch Gemeinderatsvorlagen mit einer ausführ-
lichen Sachverhaltsdarstellung erstellt werden, wird vorgeschlagen, als 
Hauptkriterium eher die Einwohnerzahl der Gemeinde für die Festset-
zung der Höhe der Entschädigung heranzuziehen.
Dabei können natürlich auch die Anzahl von Gemeindeteilen und z.B. 
auch die Vielzahl von Ortsvereinen, Ortsfeuerwehren, Jagdgenossen-
schaften, Zweckverbänden etc. als weitere Gewichtungsfaktoren mit in 
die Bewertung einfließen.

Beachte:
Grundsätzlich darf dabei allerdings nicht übersehen werden, dass sich 
diese Entschädigungen eben nicht allein aus objektiven, rein amtsbe-
zogenen Elementen zusammensetzen, sondern auch subjektive Ele-
mente umfassen (z.B. Umfang der persönlichen Einsatzbereitschaft 
und Einsatzfähigkeit), wobei z. B. familiäre, berufliche und gesundheit-
liche Fragen durchaus eine Rolle spielen.
Soweit in der Diskussion auf diese persönlichen Belange eingegangen 
wird, ist die Beratung abzubrechen und aus Gründen des Persönlich-
keitsschutzes in nichtöffentlicher Sitzung fortzuführen.

Die Entschädigung ist vom Gemeinderat durch Beschluss mit Einver-
nehmen der Bürgermeisterin festzusetzen (Art. 54 KWBG). Kommt 
innerhalb von zwei Monaten nach Beginn der Amtszeit keine einver-
nehmliche Regelung zustande, so setzt das Landratsamt als Rechts-
aufsichtsbehörde die Entschädigung fest.
Der anzuwendende Rahmensatz bestimmt sich nach der vom Statis-
tischen Landesamt veröffentlichten Einwohnerzahl vom 30.06.2019 = 
1.016.

Seit 01.01.2020 gelten folgende Rahmensätze:
Einwohner der Gemeinde	 Monatliche Entschädigung
1.001 bis 3.000	 3.114,15 € bis 4.671,24 €

Bei einer Einwohnerzahl von 1.016 ergibt sich demnach folgende Be-
rechnung:
Einwohnerzahl	 Entschädigung
Von	 1.001	 Von	 3.114,15 €
Bis	 3.000	 Bis	 4.671,24 €
Differenz	 1.999	 Differenz	 1.557,09 €

Je Einwohner	 1.557,09 €  :  1.999  =  0,7789 €

Für	 1.001 Einwohner	 3.114,15 €
Für	 15 Einwohner
(15 x 0,7789)	 11,68 €
Gesamt	 3.125,83 €

Die Höhe der Entschädigung ist dynamisiert; eine jährliche Sonderzu-
wendung wird gewährt.
Bei ganz oder teilweiser Verhinderung der Ersten Bürgermeisterin an 
der Amtsausübung, z.B. durch Krankheit oder Urlaub, wird die Entschä-
digung für zwei Monate weiter gewährt (Art 53 Abs. 5 KWBG). Besteht 
die Verhinderung noch länger, kann der Gemeinderat durch Beschluss 
die Entschädigung auch für eine über zwei Monate hinausgehende Zeit 
gewähren.
Bisherige Entwicklung der Bürgermeisterentschädigung:
Festgesetzt ab	 Auf	 Rahmensätze	 Steigerung auf-
grund tariflicher Lohnerhöhungen
01.05.2002	 2.100,00 €	 1.594,67 – 2.912,01 €	
2.309,41 €
01.08.2008	 2.309,41 €	 1.715,73 – 3.133,10 €	
2.396,81 €
01.08.2012*	 2.500,00 €	 2.500,00 – 3.775,00 
€	
01.08.2012	 2.600,00 € gem. Gemeinderatsbeschluss vom 
14.12.2012 rückwirkend ab 01.08.2012		  2.788,84 €
01.05.2014	 2.720,00 €	 2.681,58 – 4.022,38 €	
3.158,73 €
*Inkrafttreten des neuen KWBG, Erhöhung kraft Gesetzes ohne Be-
schlussfassung des Gemeinderates.

Beschluss:
Der Gemeinderat beschließt, die monatliche Entschädigung der 
Ersten Bürgermeisterin gemäß Art. 53 KWBG in Verbindung mit 
der Anlage 3 zum KWBG ab 01. Mai 2020 auf 3.150,- Euro festzu-
setzen.
Die Entschädigung wird bei Verhinderung für zwei Monate weiter 
gewährt.

Dafür:		  12
Dagegen:	 0

Punkt 18.	Festlegung der Entschädigung für den zweiten Bürger-
meister der Gemeinde Thundorf gem. Art. 53 Abs. 4 KWBG

Zweiter Bürgermeister Jürgen Schleier ist gem. Art. 49 GO von der Be-
ratung und Beschlussfassung zu diesem Tagesordnungspunkt ausge-
schlossen.
____________________________________________________
Ein ehrenamtlicher weiterer Bürgermeister erhält gemäß Art. 53 Abs. 4 
KWBG neben seiner Entschädigung als Mitglied des Gemeinderates 
eine weitere angemessene Entschädigung, die sich nach dem Maß 
seiner besonderen Inanspruchnahme richtet (Art. 53 Abs. 1 KWBG).
Auf diese Entschädigung kann – wie beim Ersten Bürgermeister – we-
der ganz noch teilweise verzichtet werden.
Die Höhe der Entschädigung wird durch Beschluss des Gemeindera-
tes festgesetzt, der im Einvernehmen mit dem ehrenamtlichen weite-
ren Bürgermeister ergehen muss. Kommt innerhalb von zwei Monaten 
nach dem Beginn der Amtszeit kein einvernehmlicher Beschluss zu-
stande, so setzt das Landratsamt als Rechtsaufsichtsbehörde die Ent-
schädigung fest.
Besondere Entschädigungssätze sieht das Gesetz nicht vor, jedoch 
darf im Vertretungsfall die Entschädigung als zweiter Bürgermeister zu-
sammen mit der Entschädigung als Gemeinderatsmitglied nicht höher 
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sein als die Entschädigung des vertretenen ersten Bürgermeisters.
Die Stellvertreter-Entschädigung kann als monatliche Pauschale, als 
Entschädigung für Vertretungstage oder als Kombination von beiden 
festgesetzt werden.
In der Wahlperiode 2014/2020 war wie bereits in der Wahlperiode 
2008/2014 eine laufende monatliche Entschädigung festgesetzt, mit 
der eine Vertretungszeit von sechs Wochen (= 42 Kalendertage) ab-
gegolten war. Für eine längere Vertretungszeit war pro Tag eine Auf-
wandsentschädigung in Höhe von einem Dreißigstel der monatlichen 
Entschädigung des ersten Bürgermeisters festgesetzt.
Bisherige Entwicklung der Entschädigung für den zweiten Bürgermeis-
ter:
Festgesetzt ab	 Auf	 Steigerung auf
01.05.2002	 180,00 €	 193,66 €
01.05.2008	 190,00 €	 262,02 €
01.05.2014	 265,00 €	 307,72 €

In Anbetracht der Tatsache, dass sich die Verhältnisse und die Rechts-
lage seither nicht verändert haben, wird vorgeschlagen, an der Ent-
schädigung in der bisherigen Höhe festzuhalten.

Beachte:
Grundsätzlich darf dabei allerdings nicht übersehen werden, dass sich 
diese Entschädigungen eben nicht allein aus objektiven, rein amtsbe-
zogenen Elementen zusammensetzen, sondern auch subjektive Ele-
mente umfassen (z.B. Umfang der persönlichen Einsatzbereitschaft 
und Einsatzfähigkeit), wobei z.B. familiäre, berufliche und gesundheit-
liche Fragen durchaus eine Rolle spielen.
Soweit in der Diskussion auf diese persönlichen Belange eingegangen 
wird, ist die Beratung abzubrechen und aus Gründen des Persönlich-
keitsschutzes in nichtöffentlicher Sitzung fortzuführen.

Beschluss:
Der Gemeinderat beschließt, dem zweiten Bürgermeister eine lau-
fende Entschädigung von 310,00 Euro zu gewähren. Damit ist eine 
Vertretung von sechs Wochen (= 42 Kalendertage) im Jahr abge-
golten. Nimmt der Bürgermeister Repräsentationsaufgaben war, 
während auch die erste Bürgermeisterin im Dienst ist, ist auch die-
se Vertretung mit der laufenden Entschädigung abgegolten.
Ab einer jährlichen Vertretungszeit von 42 Tagen erhält der zweite 
Bürgermeister anstelle der laufenden Vertretungsentschädigung 
eine Aufwandsentschädigung in Höhe von einem Dreißigstel der 
monatlichen Entschädigung der ersten Bürgermeisterin pro Tag.
Auf diesen Betrag sind ggf. die Entschädigungen anzurechnen, 
die ihm/ihr für den gleichen Zeitraum als Gemeinderatsmitglied 
bzw. Bürgermeister-Stellvertreter/in pauschal zustehen.

Dafür:		  12
Dagegen:	 0

Punkt 19.	Festlegung der Entschädigung für den dritten Bürger-
meister der Gemeinde Thundorf gem. Art. 53 Abs. 4 KWBG

Dritter Bürgermeister Jürgen Gleißner ist gem. Art. 49 GO von der Be-
ratung und Beschlussfassung zu diesem Tagesordnungspunkt ausge-
schlossen.
Für die Festlegung der Entschädigung des dritten Bürgermeisters gel-
ten die gleichen Kriterien wie bei der Festlegung der Entschädigung für 
den zweiten Bürgermeister.
Bisherige Entwicklung:
Festgesetzt ab	 Auf
01.05.2002	 20,00 €
01.05.2008	 20,00 €
01.05.2014	 Kein dritter Bürgermeister gewählt

Zuletzt in der Wahlperiode 2008/2014 war die Entschädigung auf 20,00 
Euro je Vertretungstag festgesetzt.

Beschluss:
Der Gemeinderat beschließt, dem dritten Bürgermeister Jürgen 
Gleißner ab 01.05.2020 – wie bisher – im Vertretungsfalle für jeden 
Tag eine Entschädigung von 25,00 Euro zu gewähren.
Bei einer längeren Vertretungszeit wird die Vertretungsentschädi-
gung gesondert geregelt.

Dafür:		  12
Dagegen:	 0

Punkt 20.	Bestellung von Bürgermeistern zu Standesbeamten mit 
der Beschränkung auf den Aufgabenbereich der Vornahme von 
Eheschließungen für den Standesamtsbezirk Maßbach

Nach § 2 Abs. 3 der Verordnung zum Vollzug des Personenstandsge-
setzes (PStV) kann die Gemeinde Thundorf i.UFr. als Mitgliedsgemein-
de der Verwaltungsgemeinschaft Maßbach seine Bürgermeister/in als 
Standesbeamte(in) mit der Beschränkung auf den Aufgabenbereich der 
Vornahme von Eheschließungen für den Standesamtsbezirk Maßbach 
zur Bestellung vorschlagen. Nach den entsprechenden Beschlüssen 
der Gemeinschaftsversammlung wird dann die Bestellung dieser vor-
geschlagenen Bürgermeister (in) von der Verwaltungsgemeinschaft 
Maßbach vorgenommen. Damit eine Vertretung sichergestellt ist, soll-
te auch der/die Zweite Bürgermeister/in zur Bestellung vorgeschlagen 
werden.

Beschluss:
Der Gemeinderat beschließt, der Verwaltungsgemeinschaft Maß-
bach die Erste Bürgermeisterin der Gemeinde Thundorf i.UFr., 
Frau Judith Dekant, geborene Pfarr, geboren am 13.10.1955 in 
Rothhausen, jetzt Thundorf i.UFr., wohnhaft in 97711 Thundorf 
i.UFr. GT Rothhausen in als Standesbeamtin mit der Beschrän-
kung auf den Aufgabenbereich der Vornahme von Eheschließun-
gen für den Standesamtsbezirk Maßbach vorzuschlagen.

Dafür:		  13
Dagegen:	 0

Punkt 21.	Anfragen gemäß Art. 29 der GeschO, ggf. allgemeine In-
formationen durch den Ersten Bürgermeister und Bekanntgabe der in 
nichtöffentlicher Sitzung gefassten Beschlüsse nach Wegfall der Ge-
heimhaltungsgründe im Sinne von Art. 52 Abs. 3 GO - ÖT

Am Ende des öffentlichen Teiles werden von Bürgermeisterin Dekant 
noch einige wenige Anfragen aus der Mitte des Gemeinderates ab-
schließend beantwortet.
Mängelanzeigen, Anregungen etc. werden außerhalb der Protokollfüh-
rung vom Schriftführer aufnotiert und zur Erledigung als Geschäft der 
laufenden Verwaltung an die zuständigen Verwaltungsstellen bzw. Ge-
meindebauhof weitergeleitet.
Eine Beschlussfassung ist unter diesem Tagesordnungspunkt nicht er-
folgt.

Ergänzungen:
Im Gemeinderat werden die Sitzungstermine für dieses Jahr bespro-
chen und gemeinsam festgelegt. 

Ebenso wird beraten und festgelegt, dass künftig bei Gratulationen von 
Beispielsweise runden Geburtstagen für Geschenke im Wert von ca. 
15,00 € besorgt werden sollen. 

Ende des öffentlichen Teils um 21:20 Uhr
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Ausgabe von Alltagsmasken durch die FFW Thundorf

Auch die Gemeinde Thundorf hat von Eugen Münch, Gründer des Rhön-Klinikums, Alltagsmasken gespendet be-
kommen. Hergestellt wurden die Masken von der Firma Texpa aus Saal an der Saale.

In der Gemeinde Thundorf wurde die Ausgabe der Masken von den Freiwilligen Feuerwehren organisiert. An zwei 
Terminen konnten die Masken im Feuerwehrhaus abgeholt werden, wo Mitglieder der Feuerwehr diese jeder 

Bürgerin und jedem Bürger ab 6 Jahren aushändigten. Bei der Ausgabe selbst wurde auch auf eine Minimierung 
des Infektionsrisikos geachtet: So saßen die Feuerwehrleute hinter einer Tröpchenschutz-Glaswand, durch die die 

Masken hindurchgereicht werden konnten.

Die Masken sind mehrmals waschbar, außerdem können sie auch in der Mikrowelle oder im 

Backofen desinfiziert werden, da sie keine Metallteile enthalten.
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Seit Wochen leidet Deutschland, Europa und mittlerweile die 
ganze Welt unter der Corona-Pandemie mit täglich wachsen-
den Zahlen von Infizierten Personen und vielen Tausenden von 
Toten. Für uns global denkenden Menschen ist aber nur schwer 
vorstellbar, dass vor nicht ganz 200 Jahren, in einer Zeit ohne 
schnelle Verkehrsmittel, wie Autos, Eisenbahnen oder Flugzeu-
gen, es bereits Pandemien gab, die sich relativ schnell über 
viele Länder ausbreiten konnten.
Zu Beginn der 1830er Jahr kam es in Mitteleuropa zu einer 
Cholera-Pandemie, die ihren Ausgang in den asiatischen Be-
sitzungen Russlands hatte und dann trotz militärischer Sperren 
nach Westen fortschreitend auch Preußen und die österreichi-
schen Provinzen erreichte. So waren allein in Berlin von Sep-
tember 1831 bis Februar 1832 mehr als 1400 Tote zu verzeich-
nen. In Wien selbst wurden vom 14. bis zum 19. September 
1931 schon 2188 Tote gezählt. 
Vor diesem Hintergrund ergriff die Verwaltung des Königreichs 
Bayern, wahrscheinlich unter dem Eindruck, dass die Cholera 
bereits in Wien angekommen war, Maßnahmen bis in die unte-
re Gemeindeebene, um einen Ausbruch der Seuche auf ihrem 
Hoheitsgebiet begegnen zu können.  So verschickte das Land-
gericht Münnerstadt am 28. Oktober 1831 eine Weisung an alle 
Gemeinden in seinem Bezirk, mit einer Reihe von Vorgaben, 
die in kürzester Zeit zu erfüllen waren, um Cholera-Kranke 
unter Quarantäne versorgen und pflegen zu können. In Thun-
dorf wurden deshalb am 30. Oktober in einer Versammlung der 
Gesamtgemeinde folgende Beschlüsse gefasst: 

1.Es wurde zunächst die geforderte „Sanitätskommission“ ge-
bildet, die aus dem Ortsvorsteher Michael Silbersack, dem Ge-
meindepfleger Valentin Bonfig und dem Kirchenpfleger Joseph 
Klöffel bestand, als Ersatzmänner wurden noch Georg Hück-
mann und Friedrich Koch gewählt.

2.Als „Krankenhaus“ wurde das dem Staat gehörende Jäger-
haus, also die spätere katholische Schule (heutige Adresse 
„Am Kirchberg 1“) vorgeschlagen, da es im Ort kein freies Haus 
gäbe und sowieso ein Mangel an Wohnraum herrsche. 

3.Wegen Bettstellen wurde dem hiesigen Schreiner Philipp 
Klopf aufgetragen, sofort eine Bettstatt zu fertigen. Weite-
re Bettstellen wollen Johann Klopf, Joseph Klöffel und Georg 
Braun zu „billigen Preisen“ liefern.

4.Bezüglich der benötigten Betten (Federbetten) war man der 
Meinung, dass eine entsprechende Anschaffung nicht nötig sei, 
da in Thundorf selbst die ärmsten Leute eigene Betten hätten. 
Außerdem hätte der Armenfond ein halbes Bett in Vorrat. Die-
ses soll nun unverzüglich ergänzt werden, damit für unvorher-
gesehene Fälle ein vollständiges Bett zur Verfügung stünde.

5.Hinsichtlich der geforderten Kleidungsstücke war man eben-
falls der Meinung, dass es nicht nötig wäre, diese im Vorgriff 
anzuschaffen, da die Armen bereits vom Armenpflegschafts-
ausschuss mit allen nötigen Kleidungsstücken, Hemden und 
Strümpfen (wollene und leinene) versorgt seien. Wollene Män-
tel betreffend, erklärte sich Valentin Stark bereit, zwei zu liefern, 
außerdem boten sich Georg Hückmann alt und Valentin Bonfig 
an, je einen wollenen Mantel zur 
Verfügung zu stellen.

6.Für die geforderten flanellen Ja-
cken sollen vorsorglich 25 Ellen 
Flanell zu Jacken und Leibbinden 
angeschafft werden.

7.Für Tische, Stühle und Lampen 
boten sich zur Lieferung an: Lehrer 
Euring, Gemeindevorsteher Silber-
sack, Georg Braun, Joseph Klöffel, 
Johann Klopf und Georg Saal.

8.Nachtstühle wollen Joseph Klöf-
fel, Valentin Bonfig und Mathias 
Schmitt liefern.

9.Leibschüsseln sollen unverzüg-
lich von der Gemeinde angeschafft 
werden.

10.Mit der Herstellung hölzerner 
Spuckkästen wurde ebenfalls der 
hiesige Schreiner Philipp Klopf be-
auftragt.

11.Küche, Kücheneinrichtung im 
Krankenhaus: Das vorgeschlagene 
staatliche Jägerhaus besitzt eine 
Küche, das etwa nötige Küchengeschirr, Kessel und Badewan-
ne sind sämtlich zu haben.

12.Hinsichtlich der Krankenwärter gab es keine freiwilligen 
Meldungen, obwohl sämtliche Gemeindemitglieder deswegen 
zweimal versammelt wurden. „Sie äußerten jedesmal, sie wür-
den nie zugeben, dass ihre Kranken ihrer Pflege beraubt und in 
das Krankenhaus gebracht würden, wo sie gar nicht so gepflegt 
werden könnten als durch ihre eigene Familie.“
13.Bezüglich eines entsprechenden Begräbnisplatzes für et-
waige Choleratote wurde folgendes festgestellt: „Indem der 
Begräbnisplatz dahier im Verhältnis zur Bevölkerung nicht nur 

1831: Ein Pandemie-Krankenhaus in Thundorf
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allein sehr geräumig auch im Hinblick seiner Lage zu seinem 
Zwecke ganz geeignet ist; auch die Erde wohl 8 Schuh (ca. 
2 m) in demselben aufgegraben werden kann, so glaubt man 
nicht nötig zu haben, einen anderen Begräbnisplatz für etwa 
an der Cholera gestorbene einzurichten; auch wüsste man in 
der Tat nicht, wo ein schicklicherer Ort für solchen gefunden 
werden könnte.“
Nachdem die Gemeinde diesen Bericht an das Landgericht ge-

schickt hatte, erhielt sie unter dem 
6. November 1831 eine neue Wei-
sung vom Landgericht, in dem sie 
unter anderem aufgefordert wur-
de, ein anderes Gebäude für das 
Krankenhaus zu nutzen, nämlich 
das Schäfereigebäude, d. h. das 
frühere Wohnhaus des Gemeinde-
schäfers (Haus Nr. 32, heute Schä-
fereistr. 2). Dieses Haus war aber 
im Jahr 1830 zusammen mit der 
daneben liegenden Schafscheuer 
von der Gemeinde an Johann Klopf 
verkauft worden. Dieser wohnte in 
Haus Nr. 20 (heute Lindenstraße 
17) und war nach dem Besitzer 
des Schlossguts der zweitgrößte 
Grundbesitzer in Thundorf. 
Am 8. November versammelte sich 
die Sanitätskommission wieder mit 
der gesamten Gemeinde um die 
„noch fehlenden Sachen wegen 
der Cholerakrankheit in Ordnung 
zu bringen.“ So wurde zunächst 
beschlossen, dass das ehemalige 
Schäferhaus als Krankenhaus ge-
nutzt werden soll und „von dem bis-
herigen Bewohner (dem Dorfschä-
fer Zorn) unverzüglich geräumt und 
die etwa notwendigen Reparaturen 

in demselben vorgenommen werden, durch welche es leicht 
zum Krankenhaus hergestellt werden kann.“ Der Besitzer Jo-
hann Klopf gestattete der Gemeinde die Nutzung des Schäfer-
hauses als Krankenhaus für einen Mietzins von jährlich 10 Gul-
den unter der Bedingung, dass die Gemeinde das Haus nach 
etwaigem Gebrauch ganz einreißt, denn ihm war der Abriss des 
Gebäudes bisher nicht genehmigt worden. In derselben Ver-
sammlung wurde auch beschlossen, all die Dinge anzuschaf-
fen, die man in der vorherigen Sitzung am 8. Oktober meinte, 
nicht anschaffen zu müssen, also Betten, verschiedene Klei-
dungsstücke, Hemden, Strümpfe und flanelle Jacken. Johann 
und Philipp Klopf wurden außerdem beauftragt, am nächsten 

Tag die fehlenden Bettschüsseln in Schweinfurt zu kaufen. In 
der Sitzung wurden auch vier Krankenwärter benannt, nämlich 
Michel Seyfried, Philipp Klopf, Elisabeth Büchs und Margarethe 
Seyfried. Deren Meldung dürfte allerdings nicht ganz freiwillig 
gewesen sein, handelte es sich doch um sogenannte „conscri-
bierte Arme“, also um mittellose Personen, die von der Gemein-
de unterstützt wurden.
Die Sanitätskommission traf sich am selben Tage noch einmal, 
diesmal zusammen mit den Gemeindemitgliedern, die die für 
das Krankenhaus benötigten Dinge liefern wollten und den bei-
den Schätzern Andreas Klopf und Michel Elfert. Es folgt nun im 
Protokoll eine lange Liste von Sachen, die von den Gemein-
demitgliedern für das Krankenhaus abgegeben werden konn-
ten, mit Namen der abzugebenden Person und dem jeweiligen 
Schätzwert. Dieser angegebene Schätzwert sollte dann aus 
der Gemeindekasse bezahlt werden, wenn die Sachen tatsäch-
lich für Cholerakranke gebraucht werden sollten.
Interessant ist ein Blick auf die Preise. Während Bettgestelle 
nur mit 2 bis 3 ½ Gulden taxiert wurden, wurden die eigentli-
chen Betten, also Ober- und Unterbetten sowie Kopfkissen mit 
entsprechenden Überzügen mit 30 Gulden veranschlagt. Ein 
Unterbett mit einem Kissen sollte 10 bis 11 Gulden kosten. Alle 
anderen Kosten bewegten sich zwischen 6 Kreuzern für Lei-
nenstrümpfe und 5 ½ Gulden für einen Nachtstuhl. Insgesamt 
kamen so 190 Gulden 47 Kreuzer zusammen. Außerdem „wur-
de den benannten vier Krankenwärtern füglich einem jeden be-
willigt 1 Gulden 15 Kreuzer.“
Am 12. November 1831 meldete sich das königliche Landge-
richt noch einmal bei der Sanitätskommission „mit der Erwar-
tung einer schleunigen Nachricht, wie viele heizbare Zimmer 
das zum Krankenhaus bestimmte Schäferhaus enthalte. Sollte 
es denn wenigstens zwei enthalten, so sind die erforderlichen 
Reparaturen auf der Stelle zu beginnen, auch anzuzeigen, wo-
rin diese Reparaturen bestehen, und bis wann sie bei ange-
strengtem Fleiße zuverlässig beendet werden können. Auch ist 
mir anzuzeigen, ob die Leibschüsseln wirklich angekauft sind.“
Weitere Nachrichten zu dem Cholera-Krankenhaus liegen nicht 
vor, das bedeutete, dass alles zur Zufriedenheit der vorgesetz-
ten Behörde erledigt worden war und das Krankenhaus zum 
Einsatz bereit war.  
Glücklicherweise wurde Unterfranken und auch Thundorf von 
dieser Seuche verschont. Das Krankenhaus wurde nicht ge-
braucht.  Das alte Schäferhaus wurde schließlich doch abge-
brochen und um 1850 durch einen Neubau ersetzt. Auch die-
ser Neubau ist heute schon wieder Geschichte. Er wurde 1967 
durch das heute noch existierende Wohnhaus Schäfereistraße 
2 ersetzt.

Rainer Wolf

1831: Ein Pandemie-Krankenhaus in Thundorf
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Die Allianz Schweinfurter OberLand hat sich erfolgreich um ein Regionalbudget beworben,
welches vom Amt für Ländliche Entwicklung Unterfranken mit 90.000 € pro Jahr gefördert wird. Die Allianz beteiligt 
sich mit 10.000 pro Jahr €. Damit können im Jahr 2020 erstmals Kleinprojekte in den Mitgliedsgemeinden Thundorf, 
Rannungen, Schonungen, Maßbach, Stadtlauringen und Üchtelhausen in Höhe von 100.000 € gefördert werden.

Der erste Förderaufruf erfolgte am 04.02.2020. Nach einer weiteren Verlängerung des Antragszeitraums, können 
nun erfreulicherweise insgesamt 31 Kleinprojekte durch das neue Regionalbudget unterstützt werden. Das Budget 
ist somit bereits für dieses Jahr komplett ausgeschöpft. Unter den Projektträgern finden sich dabei vor allem Vereine, 
aber auch Arbeitskreise, Pfarreiengemeinschaften sowie Kommunen sind vertreten. Auch in den kommenden Jahren 
ist mit der Fördermöglichkeit des Regionalbudgets zu rechnen. 

Projektbeispiele sind beispielsweise der „Ranninger Bänkleswach“: Kernelement davon sind zunächst zwei neue 
seniorengerechte, ausgeschilderte Wege mit neuen Sitzbänken in fußläufiger Entfernung (max. Abstand zw. 400-
600 Metern). Im Gemeindegebiet des Marktes Maßbach sollen drei öffentliche Bücherschränke aufgestellt werden. 
In Birnfeld wird ein wichtiges Mahnmal restauriert, um die Geschichte der vergangenen 100 Jahre auch als Mahnung 
für die jüngeren Generationen wachzuhalten. In Weipoltshausen wird z.B. die Neuanlage eines Spielplatzes auf dem 
Vereinsgelände der Eigenheimer, mit dem Regionalbudget bezuschusst. 

Mit dem Regionalbudget können nun Kleinprojekte (Projekte, deren förderfähige Gesamtausgaben 20 000 Euro 
netto nicht übersteigen) durchgeführt werden, die der Umsetzung des Entwicklungskonzepts der ILE-Region dienen 
und mit deren Durchführung noch nicht begonnen wurde. Durch die Förderung soll eine engagierte und aktive eigen-
verantwortliche ländliche Entwicklung unterstützt und die regionale Identität gestärkt werden.

Allianzsprecher Matthias Klement und ILE-Betreuer Gerald Kolb (Amt für ländliche Entwicklung Unterfranken) sind 
erfreut darüber, dass das Regionalbudget dieses Jahr bereits so gut angenommen wurde. Die verantwortliche Stelle 
– die Verwaltungsgemeinschaft Maßbach, die in enger Zusammenarbeit mit der Allianzmanagerin Hannah-Rabea 
Grübl die Abwicklung des Regionalbudgets betreut, zeigt sich ebenfalls erfreut über den guten Start der neuen För-
dermöglichkeit. Die Voraussetzung der Projekte war, dass jedes Projekt einen Bezug zum ILEK hat und bestimmte 
Kriterien erfüllt. Nach Abschluss eines privatrechtlichen Vertrags mit der Verwaltungsgemeinschaft Maßbach kann 
nun die Umsetzung der Projekte durch die Antragssteller erfolgen. Der Abrechnungstermin ist mit dem 20.09.2020 
festgelegt. Der Durchführungsnachweis muss bis spätestens 01.10.2020 bei der Verwaltungsgemeinschaft Maß-
bach vorgelegt werden. 

Projekte nutzen das Regionalbudget der Interkom-
munalen Allianz Schweinfurter OberLand

Wir gratulieren nachträglich

Frau Adelheid Mangold
Am Brunnen 10, am 26.05. zum 81. Geburtstag
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